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▪ Die fünf Handlungsfelder der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht von Unternehmen sind:

1. Grundsatzerklärung zur Achtung der Menschenrechte
2. Risikoanalyse (Verfahren zur Ermittlung tatsächlicher und potenziell nachteiliger Auswirkungen auf die 

Menschenrechte)
3. Wirksamkeitskontrolle (Maßnahmen zur Abwendung potenziell und tatsächlich negativer Auswirkungen und 

Überprüfung der Wirksamkeit dieser Maßnahmen)
4. Berichterstattung
5. Beschwerdemechanismus

▪ Beteiligung interner und externer Stakeholder ist für 
alle Handlungsfelder vorgesehen

Grundlage des deutschen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG):
UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte



LkSG CSDDD

Anwendungs-
bereich

Mehr als 1.000 Beschäftigte in Deutschland Mehr als 500 Beschäftigte mit einem weltweiten 
Umsatz von mind. 150 Mio. € 
(in Hochrisikobereichen ab 250 Beschäftigte mit 40 
Mio. € Umsatz weltweit, davon 50% im Risikobereich), 
später Drittstaaten
Finanzdienstleister zunächst ausgenommen

Risikoanalyse In erster Linie unmittelbare Zulieferer, nur bei 
„substantiierter Kenntnis“ auch mittelbare 
Zulieferer 

Gesamte Wertschöpfungskette (auch nachgelagerte 
Tätigkeiten wie Vertrieb oder Recycling)

Klimaschutz Mehr als 1.000 Beschäftigte: Klimaplan zur 
Vereinbarkeit mit 1,5 Grad-Ziel

Haftung Keine zivilrechtliche Haftung Zivilrechtliche Haftung (Schadensersatz)

Sanktionen Bis 2% des weltweiten Umsatzes, Ausschluss von 
öffentlichen Ausschreibungen 

Bis 5% des weltweiten Umsatzes, „naming and 
shaming“, Einhaltung kann als Kriterium für Vergabe 
von öffentlichen Aufträgen genutzt werden

LkSG und CSDDD im Vergleich
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Einige ausgewählte Ergebnisse:
▪ mehr als zwei Drittel der Unternehmen haben eine Grundsatzerklärung veröffentlicht; allerdings in den meisten 

Fällen ohne angemessene Risikoanalyse als Grundlage 
▪ häufig bereits vor Inkrafttreten des LkSG eine Form von Risikomanagementsystem mit Risikoanalysen; meist nur 

Beschreibung des Vorgehens und keine Ergebnisse; selten Nennung konkreter Risiken; Beteiligung von 
Stakeholdern an der Risikoanalyse nur in Ausnahmefällen

▪ Zur Prävention häufig Verhaltenskodex für Lieferanten mit menschenrechtlichen und umweltbezogenen Aspekten; 
meistens Bezug zu gängigen Rahmenwerken, oft ohne detaillierte Formulierung der Anforderungen an Lieferanten 
im Hinblick auf die einzelnen Menschen- und Umweltrechte 

▪ Vor-Ort-Audits – teilweise über externe Dienstleister (ein Drittel macht keine Angaben zur Lieferantenkontrolle)
▪ etwa ein Drittel der Unternehmen berücksichtigt Nachhaltigkeitsaspekte bei Beschaffungsvorgängen – unklar, welche 

Kriterien und ob vergaberelevant
▪ knapp ein Drittel der Unternehmen berichten über Lieferantenschulungen
▪ mehr als 80 Prozent: Beschwerdeverfahren, die menschenrechtliche oder umweltbezogene Beschwerden zulassen 

(kaum auf die Bedürfnisse vulnerabler Personengruppen ausgerichtet, kaum besondere Anstrengungen, 
Zugangshindernisse zu überwinden)

Folgen des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG) in 
deutschen Unternehmen
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▪ Im LkSG keine zwingenden Mitbestimmungsrechte
▪ lediglich § 106 Abs. 3 BetrVG: Wirtschaftsausschuss in Angelegenheiten der unternehmerischen Sorgfaltspflichten 

innerhalb der Lieferkette zu unterrichten 
▪ dennoch eine Reihe verschiedener Ansatzpunkte für Mitbestimmungsakteure (insbesondere auch in der 

Gesetzesbegründung Verweis auf Beschäftigte und teilweise auch Einbindung ihrer Vertreter/innen). 
▪ Beispiel Grundsatzerklärung: Gesetzesbegründung führt aus, dass die Grundsatzerklärung gegenüber 

Beschäftigten, ggf. dem Betriebsrat, zu kommunizieren ist. UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte 
und Branchendialog Automobilindustrie fordern, dass die Grundsatzerklärungen mit dem Fachwissen der 
betrieblichen Interessenvertretung erstellt werden. 

▪ nur wenige Unternehmen berichten von einer Einbindung der Arbeitnehmervertreter/innen; Ergebnis der 
Unternehmensfallstudien und Interviews zeigen hingegen auf, dass Arbeitnehmervertretungen Initiativen ergreifen, um 
die Sorgfaltspflicht in Lieferketten mitzugestalten

▪ verschiedene Ebenen der Mitbestimmung eingebunden: Betriebsräte, Europäische oder SE-Betriebsräte, 
Arbeitnehmervertretern/innen im Aufsichtsrat und im Wirtschaftsausschuss, Gewerkschaften

Beteiligung und Einflussnahme der Arbeitnehmervertretungen 
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▪ Auswirkungen des Gesetzes:
▪ LkSG-Anpassungsmaßnahmen in den verschiedenen Bereichen der Sorgfaltspflicht ergriffen oder geplant
▪ z. B. Grundsatzerklärungen, Benennung Menschenrechtsbeauftragte, Überarbeitung Risikoanalysen, Schulung für 

Mitarbeiter/innen
▪ Anpassungen auch in Unternehmen, in denen bereits Elemente der Due Diligence in der Lieferkette etabliert 

waren: mehr Transparenz, klarere Verantwortlichkeiten und inhaltliche Verbesserungen von Maßnahmen

▪ förderliche Faktoren für Qualität der Due Diligence-Leistungen : DAX-Unternehmen, Unternehmen mit Umsatz über 15 
Milliarden Euro, Unternehmensstandorte weltweit, über 3.000 Beschäftigte

▪ Europäisches Lieferkettengesetz: könnte ähnlichen Prozess in Europa in Gang setzen
▪ Gewerkschaften und Arbeitnehmervertretungen werden im CSDDD-Entwurf explizit als Interessenträger benannt, 

die während des gesamten Prozesses der Durchführung der Sorgfaltspflichten konsultiert werden sollen.

Fazit
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